
Wahlprüfsteine zur Kommunalwahl 2026

Die Reihenfolge der Fragen stellt keine Wertung dar. Die Antworten können digital in 
diesem Dokument eingegeben werden. Die Rahmengröße begrenzt die 
Antwortlänge.

1. Wärmewende
Erfolgreicher Klimaschutz in der Region Hannover wird nur gelingen, wenn auch die 
Wärmeversorgung fossilfrei wird. Viele Kommunen der Region haben ihre 
Wärmeplanung bereits begonnen oder sogar abgeschlossen. Für einige verdichtete 
Gebiete werden Wärmenetze eine Option sein, in den meisten Fällen werden aber 
dezentrale Lösungen wirtschaftlicher sein. Hausbesitzende sollten frühzeitig die 
Optionen für ihre Gebäude kennen, um nachhaltige Entscheidungen zur Heizungs-
modernisierung treffen zu können. 

Welche Schritte schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, um dezentrale 
Wärmequellen zu fördern und dort, wo es möglich und wirtschaftlich sinnvoll 
ist, fossilfreie Wärmenetze auszubauen? Bitte beziehen Sie kommunale 
Gebäude, Privathaushalte und Industrie ein. 
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2. Stilllegung von Gasnetzen
Fossiles Gas wird mittelfristig zu teuer werden für die Wärmeversorgung. Auch 
knapper und teurer Wasserstoff wird für die Wärmeversorgung keine Alternative 
sein. Die bestehenden kommunalen Gasnetze werden nach und nach unrentabel. 
Kommunale Gasnetzbetreiber entwickeln bereits Zeitpläne, um Verteilnetze bis 
2045 stillzulegen. 

Wie kann Ihre Kommune die Stilllegung des Gasnetzes sozialverträglich 
gestalten? Welche Rolle sollte sie zukünftig bei fossilfreien Wärmenetzen und 
klimaneutralen Heizungen übernehmen? 

Wahlprüfsteine 2026
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3. Gebäudesanierung
Ein Großteil der klimaschädlichen Emissionen wird durch die fossile Beheizung von 
Gebäuden verursacht. Insbesondere unzureichende Dämmung von Gebäudehüllen 
führt zu hohen Energieverbräuchen, Emissionen und Kosten. Fachleute sind sich 
darüber einig, dass es einen hohen Nachholbedarf bei der energetischen Sanierung 
von Bestandsgebäuden gibt. Gleichzeitig bietet Sanierung auch viele Chancen: 
architektonische Verbesserungen, eine Anpassung an neue Nutzungsanforde-
rungen, höherer Wohnkomfort, bessere Raumluftqualität sowie passive und aktive 
Kühloptionen für den Sommer. 

Welche Maßnahmen unterstützt Ihre Partei oder Wählergruppe, um die 
Sanierung öffentlicher und privater Gebäuden zu beschleunigen? 

Wahlprüfsteine 2026
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4. Stromerzeugung
Neben Wind spielt Photovoltaik in Verbindung mit Batteriespeichern eine zentrale 
Rolle für eine sichere, nachhaltige Stromversorgung und Netzstabilität. Um den 
steigenden Strombedarf zu decken, müssen der Ausbau der PV-Erzeugung sowie 
dezentraler Speicher weiter beschleunigt werden. Gleichzeitig braucht es 
Erleichterungen bei der Kapitalbeschaffung und bessere Rahmenbedingungen für 
Energiegenossenschaften. Diese beteiligen Bürgerinnen und Bürger direkt an der 
lokalen Wertschöpfung und stärken so die gesellschaftliche Akzeptanz. 

Wie soll der Ausbau von Photovoltaik – besonders auf kommunalen Gebäuden 
– beschleunigt werden? Welche Anreize braucht es, damit private und
gewerbliche Eigentümer PV-Anlagen und Speicher installieren?

Wahlprüfsteine 2026
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5. Mobilität und Verkehrswende
Für viele Bürgerinnen und Bürger ist die Fahrradnutzung und der ÖPNV aktuell nicht 
attraktiv. Es fehlt an gut ausgebauten Radwegen entlang von Hauptverkehrsstraßen, 
verkehrsberuhigten Nebenstraßen, sicheren Abstellmöglichkeiten, einem eng 
getakteten und verzweigten Nahverkehrsnetz sowie einem verlässlichen CarSharing-
Angebot. Zudem ist die Straßenplanung häufig stark auf den Pkw ausgerichtet und 
benachteiligt Fußgänger und Radfahrer.  

Welche Maßnahmen sind nötig, um Rad- und ÖPNV-Nutzung zu erhöhen und 
vor allem den innerörtlichen PKW-Verkehr zu reduzieren? 

Wahlprüfsteine 2026
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6. Elektrifizierung des Verkehrs
Erfolgreicher Klimaschutz in der Region Hannover gelingt nur mit der Elektrifizierung 
der Mobilität. Der Anteil der Elektroautos an den Neuzulassungen steigt seit 2024. 
Trotzdem ist eine weitere Beschleunigung nötig. Lademöglichkeiten fehlen häufig, 
vor allem bei Mehrfamilienhäusern und an Firmenparkplätzen. 

Welche Maßnahmen sollte Ihre Kommune nach Ansicht Ihrer Partei oder 
Wählergruppe priorisieren, um die Elektromobilität zu fördern? 

Wahlprüfsteine 2026
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7. Flächeninanspruchnahme
Im Niedersächsischen Weg und in den Nachhaltigkeitsstrategien des Landes und 
des Bundes sind Ziele zur Reduktion der Flächeninanspruchnahme definiert. Diese 
Ziele werden in der Region Hannover aktuell weit verfehlt. Die weiter ansteigende 
Versiegelung von Boden verstärkt die Auswirkungen des Klimawandels. 

Welche Maßnahmen sollte die Kommune unternehmen, um die Flächeninan-
spruchnahme wirksam zu reduzieren und um Flächen durch Entsiegelung 
zurückzugewinnen? 

Wahlprüfsteine 2026
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8. Klimagerechte Bauleitplanung
Die kommunale Bauleitplanung eröffnet Kommunen die Chance, Klimaschutz in 
neuen, aber auch in bestehenden Quartieren zu verankern.  

Welche Möglichkeiten sieht Ihre Partei oder Wählergruppe, um Klimaschutz 
und Klimaanpassung in Quartieren in der Bauleitplanung umzusetzen? 

Wahlprüfsteine 2026
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9. Hitzeschutz und Biodiversität
Aufgrund des Klimawandels kommt es in unserer Region zunehmend zu Hitze-
perioden, die durch Begrünung abgemildert werden können. Gleichzeitig kann 
naturnahe Begrünung entscheidend zum Schutz der Artenvielfalt beitragen. 

Welche Maßnahmen sollten unternommen werden, um die Begrünung in 
Quartieren zu erhöhen und Baumbestände in der Kommune zu schützen? 

Wahlprüfsteine 2026
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10. Starkregenereignisse und Grundwasserschutz
Innerorts sind Regen-/Abwasserleitungen oft viel zu klein dimensioniert für in 
Zukunft häufiger auftretende Starkregenereignisse. Regenrückhaltemöglichkeiten 
fehlen. Wasser fließt über Flüsse ab, anstatt das Grundwasser anzureichern. 
Unkontrollierte Überschwemmungen an Bächen und Flüssen bedrohen Gebäude 
und führen zu Ertragsausfällen in der Landwirtschaft.  

Welche Maßnahmen schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, um Ver-
sickerung und Rückhaltung von Regenwasser zu fördern, das Grundwasser 
zu schützen und Überflutungsschäden zu verhindern. 

Wahlprüfsteine 2026
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11. Frischwasserverfügbarkeit
Durch den Klimawandel kommt es in Norddeutschland zu häufigeren und länger 
anhaltenden Dürreperioden. Die Grundwasserstände sinken und Frischwasser wird 
zunehmend zu einem knappen Gut. 

Welche Anreize sollte Ihre Kommune aus Sicht Ihrer Partei oder Wähler-
gruppe setzen, um den Verbrauch von Frischwasser zu reduzieren und die 
Nutzung von Regenwasser und Grauwasser zu fördern? 

Wahlprüfsteine 2026
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12. Kommunales Klimaschutzsystem
Kommunaler Klimaschutz ist nur möglich, wenn dafür eine dauerhafte institutionelle, 
finanzielle und strategische Basis geschaffen wird. Dazu gehören mittelfristig 
abgesicherte Personalstellen für z.B. Fördermittelmanagement, Bürger:innen-
beratung, Klimakommunikation, Sanierungsmanagement, Erfolgsmessung sowie 
Unterstützung und strukturierte Einbeziehung Ehrenamtlicher. Darüber hinaus sind 
Klimachecks von Ratsbeschlüssen, Grundsatzbeschlüsse zu Klimazielen und 
kommunenübergreifende Kooperationen zielführend. 

Welche Maßnahmen befürwortet Ihre Partei oder Wählergruppe, um kommuna-
le Klimaschutzstrukturen und Vernetzungen zu stärken und zu verstetigen? 

Wahlprüfsteine 2026
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13. Bildung und Bewusstseinsbildung
Bewusstseinsbildung und Kommunikation sind ein wichtiger Baustein des kommu-
nalen Klimaschutzes. Im Kindergarten, der Schule und in anderen Bildungsein-
richtungen setzen sich Kinder und Erwachsene damit auseinander, wie man durch 
individuelles Verhalten und gemeinschaftliches Wirken nachhaltig leben und 
wirtschaften kann. 

Welche Maßnahmen schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, um Klima- und 
Umweltbewusstsein in den Bildungseinrichtungen in der Kommune zu 
stärken? 

Wahlprüfsteine 2026
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14. Akzeptanzsteigerung
Die Mehrzahl der Bürgerinnen und Bürger wünscht sich einen wirksamen Klima-
schutz. 

Welche Schritte sollte die Kommune unternehmen, um Akzeptanz und 
Unterstützung für Klimaschutzmaßnahmen und Ausbau der erneuerbaren 
Energien in der Bevölkerung weiter zu fördern? 

Wahlprüfsteine 2026
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15. Finanzierung
Kommunale Neubau- und Sanierungsprojekte erfordern zunächst hohe Investitionen. 
Die Berechnung von Lebenszykluskosten zeigt jedoch, dass energieeffiziente 
Bauweisen, erneuerbare Energien am Gebäude und ein moderner, automatisierter 
Betrieb der Gebäudetechnik die Energie- und Betriebskosten langfristig deutlich 
senken.  

Wie sollte die Kommune aus Sicht Ihrer Partei oder Wählergruppe sicher-
stellen, dass bei Neubauten und Sanierungen langfristig wirtschaftliche und 
nachhaltige Lösungen umgesetzt werden? 

Wahlprüfsteine 2026
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16. Finanzierung
Der Kapitalbedarf für den Ausbau der Erneuerbaren sowie für die Sanierung der 
Infrastruktur (Netze und Anlagen für Strom, Wärme, Wasser, Regen- und 
Abwasser) überfordert häufig die öffentlichen Haushalte. Gleichzeitig engagieren 
sich viele Bürger:innen bei Energiegenossenschaften oder bei Finanzierungen 
kommunaler Energieprojekte. 

Welche Finanzierungsmodelle schlägt Ihre Partei oder Wählergruppe vor, 
und wie können Kommune und Bürger gemeinsam Projekte finanzieren? 

Wahlprüfsteine 2026
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	3: Auch hier geht es in erster Linie um darauf angepasste Förderprogramme, auf die wir in unserer Kommune keinen Einfluss haben.

Bestandsgebäude ist auch nicht gleich Bestandsgebäude. Die Gebäude unterscheiden sich in Baujahr, Bauart, Zustand etc..
Leider muss gesagt werden, dass es in der Mehrzahl der Bestandsgebäude kaum oder gar nicht möglich ist, Diese auf einen energetischen Zustand zu bringen, der mit einem heutigen Neubau verglichen werden kann.
Natürlich können Chancen zu Verbesserungen jeglicher Art genutzt werden, aber ob das im Endeffekt wirtschaftlich sinnvoll ist, muss jeder für sich selbst entscheiden. 
Bei der Abwägung ob es Sinnvoll ist zu sanieren oder neu zu bauen sollte neben dem wirtschaftlichen Aspekt natürlich auch der ökologische Fußabdruck betrachtet werden. Bei öffentlichen Gebäuden entscheidet die Politik ob, wann und wie saniert wird. Hier sollte auch mit gutem Beispiel voran gegangen werden, ohne den wirtschaftlichen Aspekt zu vernachlässigen.

Hier, wie auch bei den vorangegangenen Fragen, ist es wichtig umfassend und kompetend zu beraten. 
Anreize zur Sanierung von Bestandsgebäuden können nur von außen kommen, Förderprogramme (Positiv), hohe (fossile) Energiepreise und CO Abgaben (Negativ). 
Von uns kann und sollte durch Informationen unterstützt werden.
Gegebenenfalls könnte durch eine Erleichterung von baulichen Auflagen unterstützt werden. Z.B., wenn ein Bestandsgebäude abgerissen wird, zuzulassen einen Neubau wieder auf die selbe Stelle zu bauen, ohne eventuell neue Abstandsregeln einhalten zu müssen.
	4: Ich denke, dass Wennigsen hier einen sehr guten Weg geht was kommunale Gebäude betrifft. Bestandsgebäude werden sukzessive nachgerüstet und neue Gebäude werden mit PV-Anlagen ausgestattet.
Auch ist die Gemeinde mit gutem Beispiel vorangegangen und ist Mitglied in einer Energiegenossenschaft geworden.
Leider fühlt sich aber niemand aus der Verwaltung zuständig für die Umsetzung von Ideen zur PV-Nutzung und somit herrscht derzeit ein Vakuum, was für die Schaffung von Anreizen gilt. Hier werden derzeit eher negative Anreize gegeben, bzw. Projekte zum Ausbau von PV verhindert.
Wir wünschen uns hier mehr Initiative, feste Ansprechpartner und mehr Mut bei der Umsetzung von Ideen.
PV-Anlagen lassen sich mittlerweile durchaus wirtschaftlich Betreiben. Dieses gilt vor allem für Bewohner von Einfamilienhäuser. Hier kann durch eine intelligente Steuerung und die Nutzung von E-Fahrzeugen die Amortisationszeit solcher Anlagen stark verkürzt werden. 
In Mehrfamilienhäusern stellt sich die Situation nicht so rosig da. Hier gibt es nach wie vor bürokratische Hemmnisse etc.. Leider haben wir darauf aber auch keinen Einfluss. 
Ein Kontakt zu, oder eine Mitgliedschaft in einer Energiegenossenschaft kann hier hilfreich sein. Teilweise werden Modelle verwirklicht welche sonst nicht möglich wären.
Auch hier sollte die Kommune wieder mit Informationen weiterhelfen und sich auch dem Know How von Energiegenossenschaften etc. bedienen,
	6: Nach unserer Einschätzung sind Elektroautos in erster Linie sinnvoll für Bewohner von Häusern mit einer Lademöglichkeit in direkter Nähe.

Auch hier sei gesagt, dass ein Elektrofahrzeug eines Einfamilienhausbewohners mit PV-Anlage durchaus wirtschaftlich zu betreiben ist und somit keinen weiteren Anreiz zum Kauf braucht.

In Mehrfamlienhäusern ist die Situation eine andere. Hier könnte mit Förderprogrammen Anreize geschaffen werden. Hierauf haben wir keinen Einfluss, außer über solche Programme zu Informieren.

Auf Firmenparkplätzen stellt sich die Situation ähnlich dar. Eventuell kann hier über steuerliche Programme für Mitarbeiter weiterer Anreiz geschaffen werden.
Dies könnte ein "Pluspunkt" für Werbung und die Bindung von Mitarbeitenden sein.
Auch darauf haben wir leider keinen Einfluss.

In Neubaugebieten oder neuen Gewerbegebieten haben wir eine andere Situation:
Hier könnten nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB „Flächen für Ladeinfrastruktur elektrisch betriebener Fahrzeuge“ vorgesehen werden. 
Ein B-Plan kann also z. B. Flächen für Ladepunkte oder entsprechend ausgestattete Stellplatzanlagen vorsehen


	7: Schließen von innerörtlichen Baulücken anstatt neue Baugebiete auszuweisen.

Bei neuen Parkflächen die Art der Befestigung vorschreiben und, wenn möglich 
Oberflächenwasser versickern lassen.

Gesplittete Niederschlagswassergebühr:
Gebühren werden nach der tatsächlich versiegelten Fläche bemessen.Wer entsiegelt oder versickerungsfähige Beläge einsetzt, zahlt weniger. Die wirtschaftlichen Vorteile sind dauerhaft und für Eigentümer gut nachvollziehbar.

Bei größeren Neubaugebieten kann mit Städtebaulichen Verträgen der Versiegelung entgegengewirkt werden:
- Festlegung von Entsiegelungsquoten
- Regenwasserversickerung auf dem Grundstück
- Begrünungskonzepte
Dieses ist in Wennigsen in Neubaugbiet "Im Bergfeld" praktiziert worden.
Hier ist eine sorgfältige Planung unter Berücksichtigung der Bodenbeschaffenheit
unumgänglich. 
Auch sollten hier die Kosten für eventuell notwendige Rigolensysteme oder für "Weiße Wannen" bei Unterkellerungen nicht außer Acht gelassen werden.

Positive Anreize schaffen:
- Auszeichnungen für klimaangepasste Grundstücke
- Öffentlichkeitsarbeit mit konkreten Kosten- und Nutzenbeispielen
- Beratung zu Fördermitteln und technischen Lösungen.


	8: Berücksichtigung von:
- Kaltluftentstehungsgebieten
- Frischluftkorridore
- Grünverbindungen
- Beschränkung übermäßiger Versiegelung
- Begrünungsanforderungen

Oberflächenwasser nutzen (kühlen) Regenwassernutzung ermöglichen.
Für ausreichend Begrünung und Insektenfreundliche Blühinseln sorgen.

	9: - Die Schwammstadt umsetzen.
- Straßenbäume pflanzen und erhalten.
- Die kommunale Baumschutzsatzung durchsetzen. 
- Trinkbrunnen schaffen.
- Hitzeaktionsplan einführen.
- Dächer und Fassaden begrünen.
- Bewohner sensibilisieren und Anreize schaffen sich um öffentliches Grün zu
  kümmern und mit zu bestimmen.
	12: Es wurde vor kurzem das Klimaschutz-Aktionsprogramm der Gemeinde erneuert.
Dieses beinhaltet fast alle der oben beschriebenen Punkte. Dieses Programm, wie auch die Einführung des runden Tisches Wasser befürworten wir.

Für uns, und sicherlich auch für andere Parteien oder Gruppen, ist es sehr schwierig den Inhalt des Klimaschutzaktionsprogrammes mit weit mehr als 130 Seiten, wie auch die Erkenntnisse der AG-Wasser und des zukünftigen "runden Tisches Wasser", wie vorgesehen, in relevanten Ratsbeschlüssen zu berücksichtigen.
Es sollte seitens der Verwaltung geprüft werden, ob es möglich ist zukünftige Beschlussvorlagen auf die Vorgaben des Klimaschutzaktionsprogrammes etc. zu überprüfen, gegebenenfalls mit Nutzung von KI.

In Versorgungsgebiet der Stadtwerke Hannover existiert der regionale Klimaschutzfonds "Pro Klima". Er fördert mit Zuschüssen und Beratung Maßnahmen zum Klimaschutz, zur Energieeinsparung und zum Ausbau erneuerbarer Energien.
Derzeit gehört Wennigsen nicht zum Fördergebiet. Ein Beitritt wäre grundsätzlich nur durch eine politische Vereinbarung der bestehenden Gesellschafter und eine Beteiligung an der Finanzierung möglich. Das Fördergebiet ist bislang auf sechs beteiligten Städte beschränkt.
Wir befürworten eine Prüfung ob ein Beitritt Vorteile in Bezug auf die Klimaschutzziele der Gemeinde Wennigsen hätte und ob dieser wirtschaftlich sinnvoll wäre.
	13: 2022 fand ein Bildungs- und Beteiligungsprojekt zur Energiewende in der Sophie- Scholl-Gesamtschule in Wennigsen statt. Plenergy genannt.
Schülerinnen und Schüler schlüpften dabei in die Rolle von Kommunalpolitik, Verwaltung, Unternehmen und Bürgern und entwickeln konkrete Vorschläge für Klimaschutz und Energiewende in ihrer Gemeinde. Träger des Projekts war die Klimaschutzagentur Region Hannover.
Ein solches, oder ähnliches Projekt sollte wenn möglich wiederholt werden.
Es verbindet politische Beteiligung, Klimaschutzbildung und die Entwicklung konkreter Ideen von Jugendlichen in der Gemeinde.

Auch weitere Informationsveranstaltungen über alle für den Klimaschutz relevanten Themen und gegebenenfalls Projekte der Gemeinde oder weiterer Akteure (Windkraft, Flächen-PV-Anlagen, etc.) sollten in regelmäßigen Abständen angeboten werden.

	14: Es sollte frühzeitig über geplante Projekte (Windkraft etc.) in der Gemeinde informiert werden. 

Wenn möglich und wirtschaftlich sinnvoll sollte sich die Gemeinde an Projekten beteiligen. 

Es sollte auch aufgezeigt werden, dass sich Bürger, z.B. durch Mitgliedschaft in Energiegenossenschaften, proaktiv für den Klimaschutz einsetzen können.

	15: Wie bereits in der Frage angedeutet, ist es unerlässlich die Wirtschaftlichkeit von geplanten Projekten zu berechnen. Hierzu gehört natürlich auch eine Betrachtung der Amortisationszeit (wenn dieses überhaupt möglich ist) und eine Abwägung ob sich aus Nachhaltigkeitsgünden eher ein Neubau oder eine Sanierung anbietet.
Es muss darauf geachtet werden, dass die mit der Planung solcher Projekte betrauten Personen oder Firmen auf dem neusten Stand der Technik sind.
	16: Die Gemeinde Wennigsen verfügt über keine gemeindeeigenen Stadtwerke und betreibt auch keine eigenen Netze.
Der Einfluss der Gemeinde beschränkt sich hier also nur auf die Erstellung von Ausschreibungsunterlagen und die Vergabe von Konzessionen. 
	5: Um den innerörtlichen PKW-Verkehr zu reduzieren müssen natürlich gut ausgebaute Rad- und Fusswege geschaffen und erhalten werden. Dieses ist aber bei weitem nicht alles. 

Was den ÖPNV betrifft, muss sich hier eine Menge an Pünktlichkeit und Verlässlichkeit tun. Leider ist es derzeit nicht möglich, verlässlich einen Termin in Hannover wahrzunehmen ohne mehr als eine Stunde Zeitpuffer einzubauen.
Das Zusammenspiel von Rad- und Fussverkehr sowie verlässlichen ÖPNV, CarSharing-Angeboten und On Demand Angeboten(wie Sprinti) wäre hier ein Fortschritt.
Wichtig ist hier auch, dass sich die Angebote, hier insbesondere CarSharing, nicht ausschließlich auf den Hauptort Wennigsen konzentrieren sondern sondern auch in den Ortsteilen nutzbar werden.
Auch sollte Sprinti weitere Bahnhöfe z.b. Weetzen und Bennigsen anfahren. 
Aber leider ist auch hier die Einflussnahme der Kommune begrenzt, da Entscheidungen in der Region und im Land getroffen werden. 

Es existiert in Wennigsen eine sehr aktive Gruppe des ADFC. 
Diese sollte die Verwaltung unterstützen (auch was die Kommunikation mit übergeordneten Behörden betrifft) und sich deren Kompetenzen im Bezug auf den Radverkehr bedienen.

Wichtig ist für uns aber auch den PKW-Verkehr nicht zu "verteufeln" sondern immer ein Auge auf Bereiche zu haben bei denen es derzeit noch keine oder nur unzureichende Alternativen zum PKW gibt. z.B. Lieferverkehr, Pflegedienste, Einzelhandelsgeschäfte, Ärzte. Hier ließe sich der Individualverkehr nur durch den massiven Ausbau von On-Demand-Angeboten verringern. Ob dieses sinnvoll, wirtschaftlich oder kurzfristig möglich ist, mag bezweifelt werden. 


	10: Leider wechseln sich sehr trockene Perioden mit Starkregenereignissen immer häufiger ab.
In Wennigsen hat sich eine Arbeitsgruppe Wasser gebildet, welche genau diese Fragen bearbeiten wird. Ein "Runder Tisch Wasser" soll ins Leben gerufen werden. 
Für bestehende Bebauung sollten Regenrückhaltebecken geplant und gebaut werden und wenn möglich sollten versiegelte Flächen entsiegelt werden.
Neue Quartiere sollten so geplant werden, dass möglichst Regenwasser aus regenreichen Phasen gespeichert wird (Löschteiche, Zisternen, etc.) und in trockenen Phasen genutzt wird um zu kühlen und zu bewässern.
Es darf hier nicht aus den Augen verloren werden, genug Speichervolumen für Starkregenereignisse vor zu halten.

Stichwort Schwammstadt:
Eine Schwammstadt funktioniert wie ein Schwamm:
- Regenwasser wird zurückgehalten.
- Es versickert vor Ort.
- Es wird zwischengespeichert.
- Es verdunstet und kühlt die Umgebung.
- Es steht Pflanzen und Bäumen in Trockenzeiten zur Verfügung.

Wennigsen kann Schwammstadt-Prinzipien fördern/steuern durch:
- Bebauungspläne
- Gestaltungssatzungen
- Nutzung von öffentlichen Förderprogrammen 
- städtebaulichen Verträgen
- Niederschlagswassergebühren
- kommunalen Entsiegelungsprogrammen
	11: Siehe Punkt 10. Schwammstadt.
Informationen über Regentonnen und Regenwassernutzung.
Keine Absetzzähler mehr zulassen.
Regenwassernutzung ist nur für Toilettenspülung und Waschmaschinen nutzbar.
Es bedarf immer ein völlig getrenntes Leitungssystem.
Daher wirtschaftlich nur bei Komplettsanierungen oder Neubau möglich.
	2: Aufklärung ist hier der entscheidende Faktor.
Es muss klar kommuniziert werden, dass die Versorgung mir Erdgas endlich ist,
am besten anhand von realistischen Zeitplänen.
Es ist noch genügend Zeit vorhanden um sich auf "eine Zeit danach" einzustellen.
Die Lebensdauer von modernen Gas und Ölheizgeräten beträgt 15 Jahre.
Alte Geräte können sicherlich auch länger halten, ob der Betrieb dann aber noch wirtschaftlich ist, mögen wir bezweifeln.
Die Gemeinde ist gerade dabei eine Konzession für den Betrieb des Gasnetztes zu vergeben. Interessenten sind noch vorhanden. Wir müssen uns aber auch darüber im klaren sein, dass dieses womöglich die letzte Periode der Erdgasnutzung in Wennigsen sein wird.
Für Ältere oder wirtschaftlich nicht gut aufgestellte Mitbürger kann das natürlich zu einem Problem werden, darum sollten die Weichen für ein zukunftsfähiges, wirtschaftliches Heizsystem schon jetzt gestellt werden. Uns bleiben noch ca. 19 Jahre.
Hier könnten evtl. Förderprogramme helfen, auf die wir in unserer hoch verschuldeten Kommune aber keinen Einfluss haben. Hierüber sollte aber in jedem Falle Informiert werden.

	1: Die kommunale Wärmeplanung ist in Wennigsen abgeschlossen. Das Ergebnis besagt, dass bereits Gebiete mit dezentralen Wärmenetzen existieren. 
Es sollte hier geprüft werden ob es technisch machbar und wirtschaftlich sinnvoll
ist diese Gebiete zu erweitern. Es handelt sich hierbei um das Industriegebiet, das unmittelbar südlich an das Wärmenetz von Kaleidis angrenzt und aufgrund seiner Wärmeliniendichte von mehr als 2.500 kWh/m und seinem Wärmebedarf potentiell für eine Erweiterung geeignet wäre.
Da Wennigsen derzeit nicht industriell geprägt ist und somit auch eher keine Wärmequellen aus industrieller Abwärme anzapfen kann, sollte hier das Augenmerk auf zukünftige Baugebiete und auch auf eventuelle zukünftige Industrieansiedlungen gelegt werden. Hier sollte im Vorwege immer geprüft werden ob fossilfreie Wärmenetze eine sinnvolle und wirtschaftliche Alternative zu dezentralen Wärmequellen sind.
Was die dezentrale Wärmeerzeugung betrifft, sollten die Bürger umfassend und neutral über die vielen Möglichkeiten der Wärmeerzeugung informiert werden.
Hierzu gehören auch Informationen zur energetischen Sanierung von Bestandsgebäuden. Erste Priorität sollte die Senkung des Wärmedarfs haben.
Hierbei sind natürlich auch die Folgen für die Umwelt und zunehmend auch die Folgen für den "Geldbeutel" durch steigende CO Abgaben zu thematisieren.
Eine, von unserer Wählergruppe, nicht zu beeinflussende Größe sind eventuelle Förderprogramme für den Bau von fossilfreien Wärmeerzeugern und Wärmenetzen, sowie von Programmen zur energetischen Sanierungen.
Hier ist es wichtig, dass in der Verwaltung jemand als Ansprechpartner für alle diese Dinge existiert. Der sich mit aktuellen Förderprogrammen auskennt, der Informationsveranstaltungen organisiert und der für alle Fragen um die Themen energetische Sanierung und Wärmeerzeugung ansprechbar ist. 
Auch sollten Ideen und Vorschläge von weiteren Akteuren von der Verwaltung ernst genommen und auf Durchführbarkeit und Wirtschaftlichkeit geprüft werden.



